
Die Vereinigung deut-
scher Wissenschaftler 
(VDW) und die deut-

sche Sektion der Internationa-
len Vereinigung von Juristen 
gegen Atomwaffen (IALANA) 
verleihen am heutigen Freitag 
in Karlsruhe den diesjährigen 
»Whistleblower-Preis« u. a. 
an den ehemaligen Drohnen-
piloten Brandon 
Bryant aus den 
USA. Haben die 
bisherigen Preis-
verleihungen dazu 
geführt, dass sich 
mehr Whistleb-
lower gemeldet 
haben?

Vielleicht tragen wir 
durch die Ehrung von 
Whistleblowern für 
ihre Zivilcourage ein 
kleines bisschen dazu 
bei. Ich glaube aber, 
es ist nicht die Verga-
be d+es Preises, son-
dern eine allgemei-
ne gesellschaftliche 
Entwicklung, die dazu führt, dass 
Menschen, die in ihrer Arbeitsum-
gebung registrieren, dass da etwas 
nicht in Ordnung ist oder schief-
läuft, mehr als zuvor den Mut ha-
ben, das an die Öffentlichkeit zu 
tragen. Bryant ist ein solcher Fall, 
der zeigt, dass auch die Beteiligten 
an der Führung des Drohnenkriegs 
ein Gewissen haben.

Der subjektive Faktor, der 
Mensch ist stets eine Schwachstel-
le in solchen Strukturen, die nie 
völlig beherrschbar ist. Inzwischen 
hat sich ein weiterer »Whistleblo-
wer« aus diesem Bereich anonym 
gemeldet. Es gibt eine Reihe von 
US-Soldaten, die so von ihrem Ge-
wissen gequält sind, dass sie nicht 
mehr anders können, als sich an die 
Öffentlichkeit zu wenden.

Es ist doch gefährlich, Interna 
und Geheimdokumente aus 
Behörden an die Öffentlich-
keit zu bringen – was hat ein 
»Whistleblower« von deut-
schen Staatsanwälten zu be-
fürchten?

Es kommt darauf an, welche Infor-
mationen er veröffentlicht hat – es 
kann um Betriebs- und Geschäfts-
geheimnisse eines Unternehmens 
gehen, oder um illegale Vorgehens-
weisen in der staatlichen Verwal-
tung. Wir vertreten die Auffassung, 
dass illegale Praktiken niemals le-
gitime Geheimnisse sein können, 
deren Veröffentlichung sanktioniert 
werden darf.

Militärische Geheimnisse zum 
Beispiel werden generell als Ver-
schlusssache angesehen – unabhän-
gig davon, ob sie sich auf legale 
oder illegale Praktiken beziehen. 

Das sehen wir ja auch am Verhal-
ten der Bundesregierung im NSA-
Untersuchungsausschuss, in dem 
selbst den Abgeordneten bestimmte 
Daten vorenthalten werden. Dort 
stellt sich ja die Frage, ob die Regie-
rung erst mit gerichtlichen Schritten 
dazu gezwungen werden muss, sol-
che Informationen herauszugeben.

Ist es rechtlich haltbar, wenn 
Bündnisverpflich-
tungen über die nati-
onale Gesetzgebung 
gestellt werden?
Die Mitglieder der 
Bundesregierung sind 
an Recht und Gesetz 
gebunden. Darauf 
haben sie auch ihren 
Amtseid geschworen. 
Das Grundgesetz hat 
in jedem Fall Vorrang 
vor Bündnisverpflich-
tungen gegenüber der 
NATO oder der EU.
Wäre es nicht 
sinnvoll, wenn der 
Bundestag ein Whist-
leblower-Schutzge-

setz beschlösse? Es ist doch 
schließlich im öffentlichen 
Interesse, dass Behörden- oder 
Firmenskandale auf diesem 
Wege bekanntwerden. 

Das halten wir für zwingend erfor-
derlich. Die nach dem Enron-Skan-
dal 2001 in den USA auf Grund des 
Sarbanes-Oxley Acts für an der US-
Börse registrierte Unternehmen ge-
forderten Compliance-Vorschriften 
gelten inzwischen auch in vielen 
deutschen Unternehmen. Sie sollen 
aber in erster Linie die Interessen 
der Anleger schützen und bieten 
keinen effektiven Schutz für Whist-
leblower, der es ihnen erleichtern 
würde, illegale Praktiken ans Tages-
licht zu bringen. Der Abgasskandal 
bei VW ist ein gutes Beispiel: Wenn 
es ein verlässliches Schutzgesetz 
gäbe, wäre dieser Betrug möglicher-
weise schon viel früher aufgeklärt 
worden und nicht erst jetzt, wo er 
Hunderttausende Arbeitsplätze in 
Gefahr bringt.

Was sagen die Bundestagspar-
teien zu einem solchen Vor-
schlag?

Es hat mehrere Anläufe gegeben, 
ein solches Schutzgesetz im Bun-
destag zu verabschieden. Im Früh-
jahr gab es einen weiteren Versuch. 
Ein entsprechender Vorschlag der 
Opposition wurde von den Abge-
ordneten der Regierungsparteien 
aber leider abgelehnt.

Ich weiß, wir bohren mit unserer 
Forderung ein dickes Brett. Aber 
irgendwann werden wir Erfolg ha-
ben.  Interview: Peter Wolter

n www.ialana.de
n http://www.vdw-ev.de
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Ungarn stellt  
Grenzzaun fertig
Budapest. Ungarn hat den Bau eines 
Stacheldrahtzauns an der Grenze zu 
Kroatien zur Abwehr von Flüchtlingen 
nach eigenen Angaben fertiggestellt. 
Die Regierung sei nun bereit, die Gren-
ze »mit Hilfe von Polizei und Armee« 
abzuriegeln, sagte Regierungssprecher 
János Lázár am Donnerstag vor Jour-
nalisten in Budapest. Die Entscheidung 
zur Grenzschließung könne in den kom-
menden Tagen fallen. Nach der Schlie-
ßung der Grenze zwischen Ungarn und 
Serbien Mitte September waren Tau-
sende Flüchtlinge in das Nachbarland 
Kroatien ausgewichen, um von dort 
nach Deutschland oder in andere EU-
Länder weiterzuziehen. (AFP/dpa/jW)

Pistorius kommt  
vorzeitig frei
Pretoria. Der wegen fahrlässiger Tötung 
zu fünf Jahren Haft verurteilte ehema-
lige südafrikanische Sportler Oscar 
Pistorius kommt nach einem Jahr im 

NACHRICHTEN

Der Chef der katalanischen Regierung, Artur Mas, ist am Donnerstag einer Vorladung des 
Verfassungsgerichts gefolgt. Er sollte zu einer Anklage Stellung nehmen, er habe durch die 2014 abgehaltene Volksbefragung 
über eine Unabhängigkeit Kataloniens spanische Gesetze gebrochen. Begleitet wurde der Politiker von Tausenden Unterstützern. 
Die Vernehmung von Artur Mas erfolgte exakt am 75. Jahrestag der Ermordung seines Amtsvorgängers Lluis Companys. Der linke 
Politiker war am 15. Oktober 1940 von den Franco-Faschisten erschossen worden.  (jW)

Wieder Rauch im Kosovo
Parlamentssitzung abgebrochen. Oppositionspolitiker verhaftet

Etwa zeitgleich mit dem Beschluss 
des deutschen Bundestags, das 
Kosovo zum »sicheren Her-

kunftsland« zu erklärte, zogen wieder 
Rauchschwaden durch das Parlament in 
Priština. Es war die vierte Sitzung, die 
durch die Opposition verhindert wur-
de. Bereits am vergangenen Donnerstag 
zündete der Gründer der großalbani-
schen Liste Vetëvendosje (Selbstbestim-
mung), Albin Kurti, eine Kartusche.

Anschließend versammelten sich die 
Oppositionspolitiker und ihre Anhänger 
vor dem Parlamentsgebäude. Seit über 
drei Wochen protestieren Vetëvendosje 
und zwei andere Fraktionen gegen zwei 
Abkommen. Sie fordern Ministerpräsi-
dent Isa Mustafa auf, seine Unterschrift 
zurückzuziehen. Notfalls soll ein Refe-
rendum darüber entscheiden, erklärte 
laut der Belgrader Nachrichtenagentur 
Tanjug ein Vetëvendosje-Abgeordneter 

am Donnerstag. Die Regierung rief die 
Opposition erneut dazu auf, zu einer 
»konstruktiven Arbeit« im Parlament 
zurückzukehren.

Das »Brüsseler Abkommen« betrifft 
die Anerkennung der »Vereinigung der 
serbischen Gemeinden« im Kosovo. 
Die Übereinkunft mit Belgrad war En-
de August auf Druck der EU zustande 
gekommen. Damit entstünde eine In-
stitution außerhalb der Kontrolle von 
Priština, kritisiert die Opposition.

Das zweite Abkommen dient der Klä-
rung von Grenzstreitigkeiten mit Mon-
tenegro. Die Regierungen einigten sich 
Ende August auf die Demarkationsli-
nie, die bereits in der jugoslawischen 
Verfassung von 1974 festgelegt wurde. 
Auch hier sehen Kurti und seine Anhän-
ger die Interessen des Kosovo verletzt.

Die Spannungen zwischen Oppositi-
on und Regierung nehmen zu. Am Mon-

tag wurde Albin Kurti »wegen seiner 
jüngsten Aktionen« in Priština festge-
nommen. Daraufhin kam es zu Straßen-
schlachten zwischen seinen Anhängern 
und der Polizei. In der Nacht zu Diens-
tag wurde Kurdi wieder freigelassen. Er 
kündigte umgehend an, den Widerstand 
zu verstärken.

Das Kosovo gehört zu den ärmsten 
Regionen Europas. 2008 hatte die ser-
bische Provinz unter Missachtung des 
Völkerrechts einseitig die Unabhän-
gigkeit ausgerufen. Der Westen unter-
stützte die »Kosovo-Befreiungsarmee« 
(UÇK) militärisch und finanziell bei 
ihrem Krieg gegen Belgrad. Die Bun-
deswehr ist mit rund 750 Soldaten im 
Rahmen des NATO-geführten KFOR-
Einsatzes vor Ort. Daneben regiert ein 
Netzwerk aus ehemaligen UÇK-Ka-
dern, korrupten Politikern und anderen 
Kriminellen. Roland Zschächner
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»Da bohren  
wir ein dickes 
Brett«
In Karlsruhe wird heute der diesjährige 
Preis für »Whistleblower« verliehen. Für 
sie müsste es ein Schutzgesetz geben. 
Ein Gespräch mit Otto Jäckel

Der Wiesbadener Rechts-
anwalt Otto Jäckel ist Vor-

sitzender der deutschen 
Sektion der Internationa-
len Vereinigung von Juris-

ten gegen Atomwaffen 
(IALANA)

Historisches Gespür.

Gefängnis auf Bewährung und unter 
Auflagen frei. Das verkündete am Don-
nerstag die Kommission für vorzeitige 
Haftentlassungen in Pretoria. Pistorius 
hatte im Februar 2013 seine Freundin 
Reeva Steenkamp erschossen. Er be-
hauptete, Steenkamp für einen Einbre-
cher gehalten und in Panik gehandelt 
zu haben. Die Staatsanwaltschaft zwei-
felte jedoch diese Version an. Sie legte 
Berufung ein und strebt nun ein Urteil 
wegen Mordes an.  (AFP/jW)

Strengere Regeln für den 
BND gefordert
Berlin. Bundesjustizminister Heiko Maas 
(SPD) hat wegen der neuen Spionage-
vorwürfe gegen den Bundesnachrichten-
dienst (BND) strengere Regeln für den 
Auslandsgeheimdienst gefordert. Eine 
Reform der rechtlichen Grundlagen für 
die Arbeit des BND sei notwendig, sagte 
Maas der Rheinischen Post (Freitagaus-
gabe). Zuvor hatten Spiegel-online und 
ARD berichtet, der Dienst habe bis weit 
ins Jahr 2013 hinein Botschaften und 
Behörden von EU-Ländern und ande-

ren Partnerstaaten ausgespäht. »Rechts-
staat und Grundrechte enden nicht an 
Deutschlands Grenzen«, sagte Maas. Er 
forderte außerdem, die parlamentarische 
Kontrolle des BND zu verbessern.
 (dpa/jW)
n Siehe Seite 8 

Rückruf für  
2,4 Millionen Autos
Berlin. Im Abgasskandal bei VW hat 
das Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) den 
Rückruf von 2,4 Millionen Dieselautos 
angeordnet. Die Aktion werde Anfang 
2016 starten und von der Flensburger 
Behörde überwacht, sagte Bundesver-
kehrsminister Alexander Dobrindt 
(CSU) am Donnerstag in Berlin. Das 
KBA vertrete die Auffassung, dass es 
sich bei der von VW verwendeten Ma-
nipulationssoftware um eine unzuläs-
sige Abschalteinrichtung handelt, sagte 
Dobrindt. Der Konzern sei daher aufge-
fordert worden, die Software aus allen 
Fahrzeugen zu entfernen. 
 (dpa/jW)
n Siehe Seite 9
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